
„Ja, ich bin für ein stärkeres Europa in manchen Bereichen. Aber mehr 
Europa ist für mich kein Selbstzweck. Ich will ein besseres Europa. Ein 
Europa, das in großen Fragen Größe und Ehrgeiz zeigt und sich in 
kleinen Fragen durch Zurückhaltung und Bescheidenheit auszeichnet. 
Als Präsident der nächsten Kommission werde ich mich genau dafür 
einsetzen. Das heißt, wir werden aufhören, uns in den Alltag unserer Bürger 
einzumischen und jede Kleinigkeit zu regeln.“

Jean-Claude Juncker, 19. Mai 2014

Die Juncker-Kommission konzentriert sich auf zehn politische Prioritäten. Sie wird also nur dort tätig, wo die EU 
einen echten Mehrwert bringt, und überlässt den nationalen und lokalen Regierungen den Rest.

Um dort, wo es am dringendsten nötig ist, konkrete Ergebnisse zu liefern, müssen die EU-Organe eng 
zusammenarbeiten, insbesondere bei der Gesetzgebung. Deshalb haben wir uns selbst verpflichtet, jedes Jahr 
einvernehmlich eine Reihe von Vorschlägen festzulegen, die im Gesetzgebungsverfahren Vorrang erhalten. 
Am 13.  Dezember 2016 haben die drei EU-Organe erstmals eine gemeinsame Erklärung über unsere 
Gesetzgebungsprioritäten für 2017 unterzeichnet.

Die Erklärung von Rom: 

„Wir werden auf der Ebene zusammenarbeiten, auf der wirklich etwas bewirkt werden kann, sei es auf 
der Ebene der Europäischen Union, der Mitgliedstaaten, der Regionen oder der Gemeinde; dies wird im 
Geiste der vertrauensvollen und loyalen Kooperation sowohl zwischen Mitgliedstaaten als auch zwischen 
den Mitgliedstaaten und den Institutionen der EU im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip geschehen. 
Wir werden auf den verschiedenen Ebenen den Spielraum vorsehen, der erforderlich ist, damit Europas 
Innovations- und Wachstumspotenzial gestärkt wird. Wir möchten, dass sich die Union in großen Fragen 
groß und in kleinen Fragen klein zeigt. Wir werden einen demokratischen, effizienten und transparenteren 
Beschlussfassungsprozess und bessere Ergebnisse fördern.“

Ein Beispiel dafür, dass Beschlüsse auf der Ebene getroffen werden sollen, wo sie am besten aufgehoben sind, ist 
– wie im Weißbuch zur Zukunft Europas ausgeführt – die Reform des Beihilferechts durch die Kommission, die 
dafür sorgt, dass 90 % aller staatlichen Beihilfemaßnahmen in den Händen der nationalen, regionalen und lokalen 
Behörden liegen. Sich in großen Fragen groß zu zeigen, heißt auch, dass sich die Kommission nicht mehr mit 
Ölkännchen oder Duschköpfen befasst, sondern sich auf das konzentriert, was wir gemeinsam besser können als 
jeder Mitgliedstaat für sich allein – etwa die Bewältigung der Flüchtlingskrise, die gemeinsame Sicherung unserer 
Außengrenzen oder die Bekämpfung des Klimawandels.

Dieser Ansatz steht im Zentrum der Agenda der Kommission für eine bessere Rechtsetzung, die auch 
sicherstellt, dass die EU-Rechtsvorschriften regelmäßig auf ihre Zweckmäßigkeit hin überprüft und veraltete 
Vorschriften zurückgezogen werden.

EINE UNION, DIE SICH IN GROSSEN FRAGEN  
GROSS UND IN KLEINEN FRAGEN KLEIN ZEIGT

VON ROM AUS VORAN
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Die 10 Prioritäten der Juncker-Kommission werden auch in Zukunft Grundlage der jährlichen Arbeitsprogramme der 
Kommission sein. 

Die 2016 in Kraft getretene Interinstitutionelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Europäischen Kommission ist eine wichtige Etappe hin zu einer besseren Rechtsetzungskultur.

Die drei EU-Organe (Europäische Kommission, Europäisches Parlament und Rat der EU) arbeiten jetzt besser zusammen, um die 
gesetzgeberischen Prioritäten für 2017 – wie sie in der gemeinsamen Erklärung, die von den Präsidenten der Organe unterzeichnet 
wurde, festgelegt sind – umzusetzen. Auf politischer Ebene wird die Umsetzung der gemeinsamen Erklärung regelmäßig 
gemeinsam überwacht. Hierzu werden die Präsidenten der drei Organe im März, Juli und November 2017 zusammenkommen.
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